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mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb einer Frist 
von 2 Wochen nach Zugang des Auflagenbescheides bei dem 
Leiter des Organs einzulegen, dessen Mitarbeiter die Auflage 
erteilt hat. Uber die Beschwerde ist innerhalb einer Woche 
nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde 
nicht oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie inner­
halb dieser Frist dem Leiter des übergeordneten Organs zur 
Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist 
.davon zu informieren. Der Leiter des übergeordneten Organs 
hat innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu entscheiden, 
soweit in Rechtsvorschriften keine andere Frist festgelegt ist. 
Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb der 
Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtlichen 
Abschlußtermins zu geben. Entscheidungen über Beschwerden 
haben schriftlich zu ergehen, sind zu begründen und den Ein­
reichern der Beschwerden auszuhändigen oder züzusenden.

(2) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, sofern dies 
nicht bei der Erteilung der Auflage wegen unmittelbarer Ge­
fahr für die Gesundheit der Werktätigen ausgeschlossen 
wurde.

VI.
Ordnungsstrafbestimmungen

§32
(1) Wer als Leiter, leitender Mitarbeiter oder Sicherheits­

inspektor
a) vorsätzlich oder fahrlässig auf dem Gebiet des Gesund- 

heits- und Arbeitsschutzes in Rechtsvorschriften oder 
betrieblichen Regelungen festgelegte Pflichten verletzt 
oder einer Auflage der Arbeitsschutzinspektoren bzw. 
der Beauftragten staatlicher Organe mit Befugnissen zur 
Kontrolle, Anleitung und Überwachung auf speziellen 
Gebieten des Gesundheits- und Arbeitsschutzes zuwider­
handelt,

b) vorsätzlich einen Arbeitsschutzinspektor oder einen Be­
auftragten staatlicher Organe mit Befugnissen zur Kon­
trolle, Anleitung und Überwachung auf speziellen Ge­
bieten des Gesundheits- und Arbeitsschutzes an der Er­
füllung seiner Kontrollpflichten hindert,

kann mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe von 10 M 
bis 300 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus Vorteils­
streben oder anderen, die gesellschaftlichen Interessen miß­
achtenden Beweggründen oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden, 
oder ist ein größerer Sachschaden verursacht worden oder 
hätte er verursacht werden können, kann eine Ordnungs­
strafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
den Leitern der Arbeitsschutzinspektionen, den Leitern der 
Inspektionen des Staatlichen Amtes für Technische Überwa­
chung und den Technischen Überwachungen im Bereich der 
bewaffneten Organe im Rahmen ihrer Zuständigkeit. Die Be­
fugnis der Leiter anderer staatlicher Organe gemäß § 30 Abs: 1 
zur Durchführung von Ordnungsstrafverfahren wird hiervon 
nicht berührt.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101). VII.

VII.
Schlußbestimmungen

§33
(1) Die Bestimmungen des Arbeitsgesetzbuches, die den Ge­

sundheits- und Arbeitsschutz sowie Brandschutz betreffen,

diese Verordnung und die Festlegungen auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes in an­
deren Rechtsvorschriften finden für die Mitgliedschaftsver­
hältnisse in den sozialistischen Produktionsgenossenschaften 
entsprechende Anwendung.

(2) Die Vorsitzenden der sozialistischen Produktionsgenos­
senschaften und die Leiter ihrer kooperativen Einrichtungen 
haben die in den Rechtsvorschriften für den Betriebsleiter 
festgelegten Aufgaben auf dem Gebiet des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes entsprechend zu erfül­
len.

(3) Für die Abteilungsleiter, Bereichsleiter, Brigadiere, Lei­
ter von Arbeitsgruppen oder anderen Arbeitsbereichen in den 
sozialistischen Produktionsgenossenschaften und ihren koope­
rativen Einrichtungen gelten die für leitende Mitarbeiter zu­
treffenden Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeitsschut­
zes sowie Brandschutzes entsprechend.

§34 ' ... ' ■
Durchführungsbestimmungen erläßt der Staatssekretär für 

Arbeit und Löhne und im Rahmen seiner Zuständigkeit der 
Leiter des Staatlichen Amtes für Technische Überwachung in 
Abstimmung mit den zuständigen Ministern und Leitern der 
anderen zentralen Staatsorgane sowie in Übereinstimmung 
mit dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes.

§35
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Verordnung vom 22. September 1962 zur Erhaltung und 
Förderung der Gesundheit der Werktätigen im Betrieb
— Arbeitsschutzverordnung — (GBl. II Nr. 79 S. 703; Ber.

Nr. 81 S. 721),
2. Zweite Arbeitsschutzverordnung vom 5. Dezember 1963 

(GBl. II 1964 Nr. 3 S. 15),
3. Dritte Verordnung vom 30. Mai 1974 zur Erhaltung und 

Förderung der Gesundheit der Werktätigen im Betrieb
— Arbeitsschutzverordnung — (GBl. I Nr. 29 S. 285),

4. Zweite Durchführungsbestimmung vom 23. Juli 1964 zur 
Arbeitsschutzverordnung — Gestaltung und Erlaß von Ar­
beitsschutzanordnungen einschließlich Arbeitsschutz- und 
Brandschutzanordnungen — (GBl. II Nr. 80 S. 689),

5. Dritte Durchführungsverordnung vom 13. August 1964 zum 
Gesetz über die landwirtschaftlichen Produktionsgenos­
senschaften — Erhaltung und Förderung der Gesundheit 
der Mitglieder der Produktionsgenossenschaften in der 
sozialistischen Landwirtschaft — (GBl. II Nr. 86 S. 733),

6. Anordnung vom 24. November 1964 über den Gesundheits­
und Arbeitsschutz sowie Brandschutz in den Produktions­
genossenschaften des Handwerks (GBl. II Nr. 126 S. 1036),

7. Ziff. 40 der Anlage 1 zur Anpassungsverordnung vom
13. Juni 1968 (GBl. II Nr. 62 S. 363),

8. Ziffern 20 und 25 der Anlage zur Verordnung vom 24. Juni 
1971 über die Neufassung von Regelungen über Rechts­
mittel gegen Entscheidungen staatlicher Organe (GBl. II 
Nr. 54 S. 465; Ber. Nr. 61 S. 544),

9. Arbeitsschutzanordnung 1 vom 23. Juli 1952 — Allgemeine 
Vorschriften — (GBl. Nr. 106 S. 691) und

10. §§ 1 und 2, 5, 7 und 9 bis 14 der Arbeitsschutz- und Brand­
schutzanordnung 3/1 vom 20. Juli 1966 — Schützgüte der 
Arbeitsmittel und Arbeitsverfahren — (GBl. II Nr. 87 
S. 563).

Berlin, den 1. Dezember 1977
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